
Politbeobachter
3000 Bern
info@politbeobachter.ch

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
3003 Bern
info.strafrecht@bj.admin.ch

31. März 2025

Vernehmlassung: Bundesgesetz über das Verbot des öffentlichen Verwendens von
nationalsozialistischen Symbolen

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zum Vorentwurf des Bundesgesetzes über 
das Verbot des öffentlichen Verwendens von nationalsozialistischen Symbolen Stellung.

Unsere Erwägungen:

• die durch Art. 16 BV garantierte Meinungsfreiheit muss auch unerwünschte 
Meinungsäusserungen aushalten

• Diskriminierung und Aufruf zu Hass sind durch Art. 261 StGB bereits heute strafbar
• durch die Eingrenzung auf nationalsozialistische Symbole werden Verbrechen gegen 

die Menschlichkeit unterschiedlich eingeordnet
• zwischen dem Verbot und den Ausnahmen für das Zeigen von nationalsozialistischen 

Symbolen in der Öffentlichkeit besteht ein Interpretationsspielraum, welcher 
bewusst ausgenutzt werden könnte

• Verfahren könnten öffentlichkeitswirksam in die Länge gezogen werden und zu 
Propagandazwecken genutzt werden

• mit den juristischen Verfahren verschwindet das Gedankengut nicht
• Investitionen in Aufklärungskampagnen sind möglicherweise zielführender als ein 

neues Gesetz zu schaffen

Aus diesen Überlegungen lehnen wir den Vorentwurf des Bundesgesetzes über das Verbot 
des öffentlichen Verwendens von nationalsozialistischen Symbolen ab.

Mit freundlichen Grüssen

Petra Burri, Co-Präsidentin Josef Ender, Co-Präsident
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